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Stadt Leer
Bebauungsplan Nr. 238
für einen Bereich nördlich des Eichenweges
gem. § 13a BauGB mit örtlichen Bauvorschriften

Bebauungsplan Nr. 238
für einen Bereich nördlich des Eichenweges
gem. § 13a BauGB mit örtlichen Bauvorschriften
Übersichtsplan unmaßstäblich

Entwurf 13.03.2026

Landkreis Leer
Stadt Leer

PLANZEICHENERKLÄRUNG

überbaubare Grundstücksfläche
nicht überbaubare Grundstücksfläche

PRÄAMBEL UND AUSFERTIGUNG

Aufgrund des § 1 (3) und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und des § 58 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) sowie § 84 (3) Nr. 6 & 7  der Niedersächsischen Bauordnung 
(NBauO), in der jeweils aktuellen Fassung, hat der Rat der Stadt Leer die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
238 "Nördlich des Eichenwegs" bestehend aus der Planzeichnung, den textlichen Festsetzungen und den 
örtlichen Bauvorschriften am .................. als Satzung beschlossen.

Leer, .................. 

...........................
Bürgermeister

(Siegel)

VERFAHRENSVERMERKE

PLANVERFASSER
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 238 mit örtlichen Bauvorschriften wurde ausgearbeitet vom Planungs- 
büro Diekmann • Mosebach & Partner.

Rastede, ..................      ...................................
      (Unterschrift)

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Leer hat in seiner Sitzung am .............. die Aufstellung des Bebauungs- 
planes Nr. 238 mit örtlichen Bauvorschriften beschlossen.

Leer, ..................       ...................................
Bürgermeister

VERÖFFENTLICHUNG
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Leer hat in seiner Sitzung am .................. nach Erörterung dem Entwurf 
des Bebauungsplans Nr. 238 mit örtlichen Bauvorschriften zugestimmt und die Veröffentlichung gem. § 3 (2) 
BauGB beschlossen. Die Internetadresse, unter der der Bebauungsplan und die Begründung eingesehen 
werden konnten, und die Dauer der Veröffentlichungsfrist wurden am .................. öffentlich bekanntgemacht. 
Der Entwurf des Bebauungsplans und die Begründung waren vom .................. bis .................. gemäß § 3 Abs. 
2 BauGB im Internet einsehbar. Die Beteiligung der betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 (2) BauGB erfolgte mit Schreiben vom .................. in der Zeit vom .................. bis zum 
.................. .

Leer, ..................     ...................................
Bürgermeister

SATZUNGSBESCHLUSS
Der Rat der Stadt Leer hat den Bebauungsplan Nr. 238 mit örtlichen Bauvorschriften nach Prüfung der 
fristgemäß vorgebrachten Anregungen in seiner Sitzung am .................. gem. § 10 (1) BauGB in der zur Zeit
geltenden Fassung als Satzung beschlossen. Die Begründung wurde ebenfalls beschlossen und ist dem 
Bebauungsplan gem. § 9 (8) BauGB beigefügt.

Leer, ..................         
 ...................................

 Bürgermeister

INKRAFTTRETEN
Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 238 mit örtlichen Bauvorschriften wurde gem. § 10 (3) 
BauGB am ................ ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplanes Nr. 238 mit örtlichen Bauvorschriften
ist damit am ................. rechtsverbindlich geworden.

Leer, ..........................
 ...................................

Bürgermeister

VERLETZUNG VON VORSCHRIFTEN
Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 238 mit örtlichen Bauvorschriften ist 
gem. § 215 BauGB die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften beim Zustandekommen des 
Bebauungsplanes nicht geltend gemacht worden.

Leer, ..........................                                                                         ...................................
Bürgermeister

BEGLAUBIGUNG

Diese Ausfertigung des Bebauungsplanes Nr. 238 mit örtlichen Bauvorschriften stimmt mit der Urschrift überein.

Leer, .........................                                                                           ...................................
 Bürgermeister

PLANGRUNDLAGE

Kartengrundlage:   Liegenschaftskarte
Maßstab: 1:1.000
Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen
Vermessungs- und Katasterverwaltung,

©  2023

Landesamt für Geoinformation
und Landesvermessung Niedersachsen
Regionaldirektion Aurich

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen 
baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 23.10.2023). Sie ist hinsicht- 
lich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Leer, .....................................                               .....................................
Dipl.-Ing. D. Beening, ÖbVI

Plangrundlage
Gemarkung: Nüttermoor

Flur: 5
Flurstück: 8/76 u.a.

Maßstab 1:500
Gesch.-Nr.: I23544-Planunterlage

(KIVID 2023 / I23544)

gemessen am: 23.10.2023 und
erweitert am 05.08.2025, 08.08.2025

durch: Dipl.-Ing. D. Beening, ÖbVI Maßstab 1 : 1.000

26180 Rastede Oldenburger Str. 86 Tel. (04402) 977930-0 www.diekmann-mosebach.de

Regionalplanung • Stadt- und Landschaftsplanung • Entwicklungs- und Projektmanagement

D i e k m a n n  •  M o s e b a c h  &  P a r t n e r

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes (WA) gem. § 4 BauNVO sind die ausnahmsweise 
zulässigen Nutzungen gem. § 4 (3) Nr. 4 und 5 BauNVO (Vergnügungsstätten und Tankstellen) nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanes (§ 1 (6) Nr. 1 BauNVO).

2. Innerhalb des Plangebietes gelten für bauliche Anlagen folgende Höhenbezugspunkte (§ 18 (1) BauNVO):

Oberer Bezugspunkt:
Traufhöhe (TH): Schnittkante zwischen den Außenflächen des aufgehenden Mauerwerks 

und der Dachhaut
 Firsthöhe (FH):       Obere Firstkante

      Unterer Bezugspunkt: Straßenoberkante (Fahrbahnmitte) der Erschließungsstraße, gemessen 
senkrecht zur Mitte der zu erschließenden Straße zugewandten
Gebäudeseite.

Ausnahmsweise sind Überschreitungen der maximal zulässigen Gebäudehöhe durch untergeordnete 
Gebäudeteile (z. B. technische Aufbauten wie Schornsteine, Antennen und Blitzschutzeinrichtungen) um 
bis zu 2,5 m zulässig. (§ 16 (6) BauNVO)

3. Innerhalb der festgesetzten Fläche für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen i. 
S. d. BImSchG gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB mit der Zweckbestimmung "Lärmschutzwand" ist zum Schutz 
der geplanten Wohnbebauung vor Verkehrslärm eine Lärmschutzwand mit einer Wandhöhe von 
mindestens 5 m herzustellen. Die Lärmschutzwand ist geschlossenen und mit einer flächenbezogenen 
Masse von ≥ 20 kg/m² auszuführen und dauerhaft zu begrünen.

4. Innerhalb des Plangebietes sind als Vorkehrung zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen i. S. 
d. BImSchG gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB bauliche Maßnahmen zur Umsetzung der Anforderungen an 
das gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maß R`w,ges gem. DIN 4109-1:2018-01 Kap. 7.1 für 
schutzbedürftige Räume gem. DIN 4109 - 1:2018 - 01 Kap. 3.16 durchzuführen. Die maßgeblichen 
Außenlärmpegel sind der Anlage 1 zu entnehmen. Die gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße 
R’w,ges der Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen ergeben sich nach DIN 4109-1:2018-01 Kap. 7 
unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Raumarten nach:

R’w,ges = La - KRaumart

Mit
La der Maßgebliche Außenlärmpegel nach DIN 4109-2 (Ausgabe Januar 2018);
KRaumart = 25 dB für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien;
KRaumart = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in 

Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume und Ähnliches;
KRaumart = 35 dB für Büroräume und Ähnliches;

Mindestens einzuhalten sind:
R’w, ges = 35 dB für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien und
R’w, ges = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in 

Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume, Büroräume und ähnliches;

Die Bau-Schalldämm-Maße R`w,ges dürfen vom Luftschalldämm-Maß der gesamten Außenbauteile (inkl. 
Fenstern und ggf. Lüftungssystemen) eines schutzbedürftigen Raumes nach DIN 4109 nicht 
unterschritten werden.

5. Im gesamten Plangebiet sind beim Neubau bzw. baugenehmigungspflichtigen Änderungen im 
Zusammenhang mit Fenstern von Schlafräumen bzw. zum Schlafen geeigneten Räumen schallgedämpfte 
ggf. fensterunabhängige Lüftungssysteme vorzusehen, die die Gesamtschalldämmung der Außen- 
fassaden nicht verschlechtern. Im Einzelfall kann geprüft werden, ob durch geeignete Baukörperanordnung
eine Minderung der Verkehrsgeräusche erreicht werden kann, sodass vor dem betreffenden 
Schlafraumfenster ein Beurteilungspegel der Verkehrsgeräusche von nachts 45 dB(A) sichergestellt 
werden kann.

6. Innerhalb des Plangebietes sind als Vorkehrung zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen i. S. 
d. BImSchG gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB Freiräume zum Aufenthalt von Menschen (Terrassen und 
Balkone) durch massive bauliche Anlagen (Nebengebäude, Lärmschutzwände) gegen den Verkehrslärm 
zu schützen. Dabei ist sicherzustellen, dass der Orientierungswert für die Tageszeit von 55 dB(A) für  ein 
„Allgemeines Wohngebiet (WA)“ nicht überschritten wird.

7. Abweichungen von den o. g. Festsetzungen zur Lärmvorsorge (Festsetzung Nr. 4 & 5) sind mit 
entsprechenden schalltechnischen Einzelnachweisen über gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
zulässig. Es sind die geltenden Vorschriften anzuwenden.

8. Innerhalb des Geltungsbereiches ist bei Neubauvorhaben je angefangene 500 qm Grundstücksfläche ein 
standortgerechter Laubbaum (Hochstamm, viermal verpflanzt, Stammumfang mindestens 18 bis 
20 Zentimeter, gemessen 1,00 Meter über dem Erdboden) vom Vorhabenträger anzupflanzen und vom 
Grundstückseigentümer zu unterhalten (§ 9 (1) Nr. 25a BauGB). Es sind folgende Arten zu verwenden: 
Feldahorn (Acer campestre), Spitz-Ahorn (Acer platanoides), Hainbuche (Carpinus betulus), Holzapfel 
(Malus sylvestris), Rotbuche (Fagus sylvatica) oder Stiel-Eiche (Quercus robur). Die durchwurzelbare, 
unbefestigte Fläche bei Neuanpflanzungen muss mindestens 16 Quadratmeter betragen; der Wurzelraum 
aus geeignetem Pflanzsubstrat muss mindestens 12 Kubikmeter betragen. Sofern eine durchwurzelbare, 
unbefestigte Fläche von 16 Quadratmeter und ein Wurzelraum von 12 Kubikmeter für die Einzelbäume 
nicht erreicht werden kann, sind zusätzliche technische Lösungen (zum Beispiel überfahrbare 
Baumscheiben, durchwurzelbares Substrat) einzusetzen. Beim Einsatz technischer Lösungen sind die 
FLL-Richtlinien (Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e. V.) 
(Pflanzgrubenbauweise 2 _ überbaute Pflanzgruben) zu berücksichtigen. Es ist eine freie Entwicklung der 
Baumkronen zu gewährleisten, ein Rückschnitt der Leittriebe ist nicht zulässig.

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN gem. § 84 (3) Nr. 6 & 7 NBauO

1. Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften gem. § 84 NBauO ist identisch mit dem Geltungsbereich
des Bebauungsplanes Nr. 238.

2. Innerhalb des Plangebietes sind die nicht überbaubaren Grundstücksflächen als Vegetationsflächen 
herzustellen und dauerhaft zu unterhalten. Zufahrten, Stellplätze, Fußwege und Terrassen, soweit die nach 
§ 19 BauNVO zulässige GRZ eingehalten wird, können mit Pflaster, Plattenbelag oder als 
wassergebundene Decke hergestellt werden.

3. Innerhalb Plangebietes sind die Dachflächen von Gebäuden mit einer Dachneigung von weniger als 15 
Grad zu begrünen. Die Dachflächen sind dauerhaft und fachgerecht mit einer stark durchwurzelbaren 
Substratschicht von mind. 12 cm zu versehen und extensiv zu begrünen, sodass dauerhaft eine 
geschlossene Vegetationsfläche gewährleistet ist. Zu verwenden sind niedrige, trockenheitsresistente 
Pflanzen (z. B. Gräser, bodenbedeckende Gehölze oder Wildkräuter). Grundsätzlich sind standortgerechte 
Saat- und Pflanzgüter regionaler Herkunft zu verwenden, die keine invasiven gebietsfremden Arten 
enthalten. Ausgenommen sind Flächen für technische Dachaufbauten und die Dachflächen von 
Nebenanlagen, Carports und Garagen. Ausnahmsweise sind Lichtkuppeln, Glasdächer und Terrassen 
zulässig, wenn sie dem Nutzungszweck des Gebäudes dienen und untergeordnet sind. Bei Abgang oder 
bei Beseitigung sind entsprechende Arten innerhalb der Dachfläche vom jeweiligen Bauherrn 
nachzupflanzen.

Hinweis zu den örtlichen Bauvorschriften:
Gem. § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer den örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt.
Ordnungswidrigkeiten können gem. § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis zu 50 000 € geahndet
werden.

HINWEISE / NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN

1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u. a. 
sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u. 
Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 (1) des 
Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen dem Archäologischen Dienst der 
Ostfriesischen Landschaft, Hafenstraße 11, 26603 Aurich, Tel. 04941/1799-32 oder der zuständigen 
unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Leer unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist 
der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 (2) 
des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren 
Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit 
gestattet.

2. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten weitere Hinweise auf Altablagerungen und 
Bodenverunreinigungen zutage treten, so ist unverzüglich die untere Abfallbehörde des Landkreises Leer 
zu benachrichtigen.

3. Sollten bei den Erdarbeiten Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen, etc.) gefunden werden, ist 
umgehend die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst 
des LGLN -Regionaldirektion Hameln - Hannover zu benachrichtigen.

4. Das Plangebiet liegt in der Schutzzone IIIB des Wasserschutzgebietes Leer-Heisfelde. Es sind die 
Auflagen der Schutzbestimmungen der Festsetzung eines Wasserschutzgebietes für die Wasserge- 
winnungsanlagen des Wasserwerkes Leer der Stadtwerke Leer AöR und die Verordnung über 
Schutzbestimmungen in Wasserschutzgebieten (SchuVO) zu beachten.

5. Der Aufbau und die Beschaffenheit des Baugrundes sowie die Grundwasserverhältnisse müssen für die 
Planung und Ausführung des Bauvorhabens ausreichend bekannt sein, um die Standsicherheit und die 
Gebrauchstauglichkeit des Bauwerkes zu gewährleisten. Gemäß § 13 der Niedersächsischen Bauordnung 
muss ein Baugrundstück für bauliche Anlagen geeignet sein. Darunter fällt auch die Kampfmittelfreiheit 
des Grundstücks. Die baurechtliche Pflicht zur Klärung, ob Kampfmittel bei einem zu bebauenden 
Grundstück konkret zu vermuten sind und die gegebenenfalls erforderliche Veranlassung der Maßnahmen 
zur Ausräumung dieses Verdachtes, liegt allein in der Verantwortung der Bauherrin beziehungsweise des 
Bauherrn.

6. Innerhalb des Geltungsbereichs sind die Bestimmungen des § 39 BNatSchG (Allgemeiner Schutz wild 
lebender Tiere und Pflanzen) in Verbindung mit § 44 BNatSchG (Vorschriften für besonders geschützte 
und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten) zu beachten.

7. Um die Verletzung und Tötung von Individuen auszuschließen, sind Bau-, Abriss- und Rodungsarbeiten 
nur außerhalb der Brutphase der Vögel und außerhalb der Sommerlebensphase der Fledermäuse 
durchzuführen (d.h. nicht vom 01. März bis zum 15. November). Rodungs- und sonstige Gehölzarbeiten 
sowie vergleichbare Maßnahmen sind außerhalb der Aktivitätszeit der Fledermäuse, d. h. im Zeitraum 
zwischen dem 16.11. eines Jahres und dem 28./29.02. des Folgejahres durchzuführen. Zur Vermeidung 
von Verstößen gegen artenschutzrechtliche Bestimmungen sind ganzjährig unmittelbar vor dem Fällen die 
Bäume 03, 06, 10, 11, 12, 13 und 16 durch eine fachkundige Person auf das Vorkommen besonders 
geschützter Arten, insbesondere auf die Bedeutung für höhlenbewohnende Vogelarten, für Gehölzbrüter 
sowie auf das Fledermausquartierpotenzial zu überprüfen. Sollen die Abriss- und Fällarbeiten außerhalb 
des o. g. Zeitfensters erfolgen, ist für den gesamten Geltungsbereich vor den Maßnahmen nachzuweisen, 
dass dann keine Brutvögel/Fledermäuse in den Gebäuden bzw. in den Bäumen vorhanden sind. Im Fall 
einer Beseitigung der Höhlenbäume und dem Gebäudeabriss sind im räumlichen Zusammenhang 
dauerhaft funktionsfähige Ersatzquartiere einzurichten. Anzahl und Gestaltung der Kästen richten sich 
nach Art und Umfang der nachgewiesenen Quartiersnutzung. Insgesamt sind acht Fledermauskästen für 
gebäudebewohnende Fledermaus- und vier Fledermauskästen für baumbewohnende Fledermausarten 
nachzuweisen und von einer fachkundigen Person anzubringen und dauerhaft zu unterhalten. Für den 
Grauschnäpper und den Star sind insgesamt neun artspezifische Nistkästen von einer fachkundigen 
Person aufzuhängen. Diese Nistkästen als auch die vier Fledermauskästen sind an dem vorhandenen 
Baumbestand auf dem Flurstück 8/128, der Flur 5, der Gemarkung Nüttermoor anzubringen und dauerhaft 
zu unterhalten. Die acht Fledermauskästen für gebäudebewohnende Fledermausarten sind entweder an 
den neu geplanten Gebäuden oder alternativ an bestehenden Gebäuden in der näheren Umgebung 
anzubringen und dauerhaft zu unterhalten.

8. Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbesondere 
Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen 
durch magnetische Felder, Erschütterungen etc.), die zu Immissionen an benachbarter Bebauung führen 
können. Für die neu geplanten Nutzungen können gegenüber der Deutsche Bahn AG keinerlei 
Entschädigungs- ansprüche hinsichtlich des Immissionsschutzes geltend gemacht werden.

9. Die Sicherheit und der Betrieb des Eisenbahnverkehres auf der planfestgestellten und gewidmeten 
Bahnstrecke dürfen nicht gefährdet oder gestört werden. Insbesondere muss ausgeschlossen sein, dass 
angebrachte Beleuchtungen bzw. Leuchtkörper jeglicher Art, den Eisenbahnbetrieb beeinträchtigen (u.a. 
Blendwirkungen, Signalsicht bzw. Signalverwechslung).

10.Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwässer dürfen nicht auf oder über Bahngrund abgeleitet werden. Die 
Funktion der Tiefenentwässerung darf nicht beeinträchtigt werden.

11. Von der A 31 und der B 70 gehen Emissionen aus. Für die neu geplanten Nutzungen können gegenüber 
dem Träger der Straßenbaulast keinerlei Entschädigungsansprüche hinsichtlich Immissionsschutz geltend 
gemacht werden.

12.Die oben genannten DIN Vorschriften, die nicht rechtswirksam publiziert sind, sind bei der Stadt Leer, 
Fachdienst 2.61 Stadtplanung und -entwicklung einzusehen.

13.Die Festsetzungen des bestehenden Bebauungsplans N 01 treten mit Inkrafttreten des vorliegenden 
Bebauungsplanes außer Kraft.

14.Rechtsgrundlagen:
• Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. I 

S.3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)
• Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 l S. 58) (BGBl. l S. 

2414), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. l S. 1802)

Anlage 1: Maßgeblicher Außenlärmpegel La in dB(A)

Quelle:
WMS TopPlusOpen
Auszug aus den Geobasisdaten 
des Bundesamtes für Kartographie 
und Geodäsie (BKG), ©2024

1. Art der baulichen Nutzung

Allgemeine Wohngebiete

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Baugrenze

4. Verkehrsflächen

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

5. Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung
und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen

Flächen für Versorgungsanlagen und Abwasserbeseitigung

Elektrizität, hier: Schaltkasten Abwasser, hier: Schmutzwasserpumpwerk

6. Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen

unterirdisch

7. Sonstige Planzeichen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen

Umgrenzungen der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen
zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes, hier: Lärmschutzwand

Umgrenzung der Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder für
Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im
Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

offene Bauweiseo

2. Maß der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl (GRZ)0,4

maximal zulässige Zahl der VollgeschosseII

maximal zulässige Firsthöhe (FH) , Höhenbezugspunkte s. textliche FestsetzungFH £ 9,00 m
maximal zulässige Traufhöhe (TH) , Höhenbezugspunkte s. textliche FestsetzungTH £ 6,50 m

Gewässerräumstreifen

Flächen für die Abwasserbeseitigung, hier: Entwässerungsmulde


	Entwurf

